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anderweitig beschäftigtsind. Ich möchte den Herrn Vorsitzenden deshalb bitten, wenn es angeht,
die Sitzung des Landtages auf 12 Uhr anzusetzen. Es wird sich schwerlich eine andere Zeit
finden, die Commissionzusammenzuberufen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ja, meine Herren, dann möchte ich doch anheim
geben, die Commissions-Sitzungetwas früher anzusetzen, denn wir haben morgen, wie die Herren
ja wissen, unser Nepräsentationsdiner, und dazu werden sich die Herren doch auch etwas fertig
»lachen müssen. - Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterFreiherr von Hövel.

Abgeordneter Freiherr August von Hövel: Ich muß darauf aufmerksammachen,
daß einige Herren der ebenerwähnten Commissionauch Mitglieder der III, Fachcommission sind.
Die III. Fachcommission ist auf 9 Uhr eingeladen; alfo es ist nicht möglich, daß wir vor '/«H
m der Kanalcommissionbeginnen. Ich möchte demnachden Antrag des Herrn Conze unterstützen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Unter solchen Umständen schlage ich Ihnen
u°r, die Plenarsitzung auf ^12 Uhr anzuberaumen. — Die Herren sind damit einverstanden.
Die Tagesordnung ist acceptirt. Ich schließe die Sitzung.

Schluß der Sitzung 2'/- Uhr.

Wüste Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf, am Donnerstag den 31. Mai 1894.

Beginn: 11'/2 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachcommissionzum Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusfes,

betreffenddie Weinbauschulein Trier.
3. Antrag der II. Fachcommission zum Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusfes,

betreffenddie Landwirthfchaftsfchulenzu Cleue und Bitburg,
4- Antrag der II. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
5. Antrag der III. Fachcommissionauf Entlastung von Rechnungen.
6- Antrag der II. Fachcommission zu dem Antrag des Abgeordneten Iustizrath Ncussel, betreffend

die Einführung eines Schutzzollesauf Quebrachoholz,
?- Petition der LokalabtheilungMerzig des landwirthfchaftlichenVereins um Gewährung eines

jährlichen Zuschusses von 1000 M. zu ihrer Stieraufzuchtstation.
8. Petition der Lokalabtheilung Rees des landwirthfchaftlichenVereins um Errichtung einer

landwirthfchaftlichenWinterfchulezu Haldern.
"> Antrag der II. Fachcommissionzu der Petition der Polizeidicner der Landgemeindendes

Kreises Kempen, betr. Verleihung der Pensionsberechtigung
lv. Antrag der II. Fachcommissionzu der Petition der Landgemeinde-Empfängerder Nhein-

provinz um Regelung ihrer Anstellungsverhältnisfe und Gewährung der Pensionsberech¬
tigung :c. 16
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11. Antrag der II. Fachcommissionzn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betref¬
fend den Entwurf eines Gesetzes über die Fischerei der Ufereigenthümer in den Privat¬
flüssen der Rheinprovinz. (2. Lesung.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll führt
heute zu meiner Rechten Herr Abgeordneter Linz, die Rednerliste zu meiner Linken Herr Ab¬
geordneter Spiritus.

Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bureau zur Ginsicht offen. Eingänge
habe ich nicht mitzutheilen. Wir treten sogleichin die Tagesordnung ein und werden zunächst
zu berathen haben über den

„Antrag der II. Fachcommission zum Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Weinbauschule in Trier".

Referent ist der Herr AbgeordneteHerrmann; ich ertheile ihm das Wort.
AbgeordneterHerrmann: Meine Herren! Die II. Fachcommissionhat den Bericht

des Provinzialausschusses, die Weinbauschulein Trier betreffend, einer eingehenden Berathung
unterzogen und ist zu dem Beschlusse gelangt, Ihnen die unveränderte Annahme zu empfehlen.

Was den Antrag unter 1. betrifft, die nachträglicheGenehmigung des Reglements und
der Schulordnung, welche die staatliche Genehmigung bereits erhalten haben, so kann dieselbe
keinem Bedenkenunterliegen.

Der Etat der Schule pro 1894/95 Seite 9 u. f, stellt sich in Einnahme und Ausgabe
auf 18 600 M,, in der Ausgabe befindet sich ein Betrag von 12 700 M. aus Provinzmitteln.

Unter 3. beantragt der Provinzialausschuh den Ankauf des bisher gemietheten Clouth'fchcn
Grundstückesfür den Preis von 60 000 M, an Miethe wurden 1800 M. bezahlt. Die bisher
benutztenRäume sind für die jetzige Zahl von 13 Schülern kaum ausreichend, eine wünschens-
werthc Vermehrung ist mit Sicherheit zu erwarten. Da der Obstmuttergarten der Provinz dicht
daneben liegt, in welchem das neue Schulgebäude errichtet werden soll, so kann die Commission
den Ankauf um fo mehr empfehlen, als kein anderes zu den Zwecken der Schule dienendes
Grundstückzu finden war, und ein vollständiger Neubau viel mehr kosten würde. Kelter- und
Kellereiräume sind aber für eine Weinbaufchule eine unbedingte Nothwendigkeit. Plan und
Kostenanschlag des Neubaues haben der Commissionvorgelegen und werden sich die Kosten auf
60 000 M. stellen.

Der Antrag des Ausschusses unter 4. die erforderlichenGeldmittel aus den Uebelschüssen
der Lllndcsbankzu entnehmen, ist eine nothwendige Folge der Annahme des Antrages 3, und
so stelle ich Namens der Commissionden Antrag:

„der Provinziallandtag wolle die Antrage des Provinzialausschusses,welche folgender¬
maßen lauten:
1. das vom Provinzialausschusseunter dein 25./26, Juli 1893 erlassene und nnter den

oben angeführten Vorbehaltenbereits staatlich genehmigte Reglementüber die Leitung
und Verwaltung der Prouinzial-Weinbaufchulezu Trier mit Schulordnung nach¬
träglich zu genehmigen;

2. dem vom Provinzialausschussefür das Etatsjahr 1894/95 aufgestellten und vorläufig
in Kraft gesetzten Etat für die Provinzial-Weinbaufchulefeiue Zustimmungzu ertheilen;
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3. den Ankauf des Clouth'schen Grundstückesneben dem Obstmuttergarten zu Trier
für den Preis von 36 000 M. für den Provinzialvcrband zu beschließen, sowie
die Errichtung eines Schulneubaues im Obstmuttergarten nach dem vorgelegten
Plane gutzuheißen,und

4. den Provinzialausschuß zu ermächtigen,die zur Deckung des Ankaufesdes Grund¬
stückes von Clouth, ferner zur Ausführung des Neubaues und endlich zur Deckung
des etatsmahigen Zuschussesbis zum 31. März 1895 erforderlichenGeldmittel
aus Ueberschüssen der Landesbank während der Etatsjahre 1893/94 und 1894/95
zu entnehmen",

unverändert annehmen",
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird zu dieser Angelegenheitdas Wort gewünscht?

^- Das geschieht nicht. Getrennte Abstimmung über die einzelnenAnträge wird nicht gewünscht.
Wir stimmen demnachüber sämmtliche4 Anträge ab, und bitte ich diejenigenHerren, welche die
Beschlüsse der Commission nicht zu den Ihrigen machen wolle», sich zu erheben. — Ich con-
statire die einstimmigeAnnahme.

Wir gehen über zum 3. Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II, Fachcommission zum Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Landwirthschaftsschulen zu Eleve
und Bitburg".

Referent ist Herr Abgeordneter Dick. Ich ertheile ihm das Wort.
Abgeordneter Dick: Meine Zerren, wir haben in der Provinz 2 sogenannte Winter¬

schulen, welche von den Städten Bitburg und Eleve vor 40 Jahren eingerichtet worden find.
Diejenige in Eleve ist die ältere und vielleicht10 Jahre früher eingerichtetworden. Dieselben
bestehen aus einer landwirtschaftlichenSchule, welche dreiklassig ist, mit einer Vorschule. Daraus
geht hervor, daß sie nicht blos für die Landwirtschaft Nutzen bringen, sondern, daß auch ein
ortlicher Nutzen daraus erwächst, weshalb die betreffendenOrtschaftenund Kreife fowohl die Ver¬
pflichtung haben, als diefer Verpflichtungnachkommen, durch Zuschüssediese Schulen zu unterstützen.
Es bezieht die Schule zu Bitburg 15 000 M., die zu Eleve 18 000 M. aus Staatsfonds und
jede der Schulen 4500 M. aus Provinzialfonds. Das Gefetz vom 25. Juni 1892 regelt neuer¬
dings das Dienstcinkommender Lehrer an den nichtstaatlichen öffentlichen höheren Schulen, (Gym¬
nasien und Realschulen). Von diesen Schulen werden die Lehrer der landwirtschaftlichenSchulen
berufen. Daher begreift sich, daß nach der Einführung des neuen Normalctats für diefe Schulen
sich auch für uns die Nothwendigkeitergiebt, da es durchaus zuverlässige,tüchtige Lehrkräfte fein
müssen, die für diese Schulen gewählt werden, diese Bezüge zu erhohen. Der Herr Minister stellt
eine Erhöhung des Gesammtzuschusses um 6000 M. zur Durchführung des Planes in Aussicht
und wünschtentweder, daß die Schulen Provinzialanstalten werden und die Provinz die gesammelten
Pensionsfonds von den Städten übernimmt, oder daß die Provinz den darüber hinaus erforder¬
lichen Mehrbedarf zu decken übernimmt, ähulich wie die Provinzen Schlesien und Westfalen es
gethan. Um die Deckung zu erleichtern, wird die Erhöhung des Schulgeldes vorgeschlagen. Se.
Excellenz der Herr Oberpräsident ersucht die Provinzialverwaltung, dahin zu wirken, daß der nach
Erhöhung des Schulgeldes und nach Zurechnung der erhöhten Zuschüsse seitens des Staates, der
Kreise und der GemeindenverbleibendeRestbedarfdurch eine übertragbare Provinzialzuwendungin
Höhe von 2000 M. jährlich gedeckt, fowie daß ferner noch die Provinz die Pensionslast der Institute
übernehme. Seitens der Unternehmerinnensind für diesen Fall die angesammeltenPensionsfonds

16*
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im Gesammtbetrage von 94 755,28 M. zur Verfügung gestellt. Ich darf als bekannt voraussetzen,
daß diese Schulen, auf denen künftig nur eine Fremdsprache betrieben wird, die Berechtigung
haben, Reifezeugnisse auszustellen, welche die Vergünstigung einjährigen Militärdienstes gewähren
und dieserhalb nicht nur von angehenden Landwirthen, sondern fast in hervorragender Zahl auch
von, anderen Gewerbebetriebenzuneigenden, jungen Leuten besucht werden.

Der Provinzialausschuß hat die Angelegenheit berathen und den Antrag gestellt, zu
beschließen:

„Der Provinziallandtag wolle
1. die von der Königlichen Staatslegierung beantragte Erhöhung der provinziellen

Zuschüsse für die Üandwirthschaftsschulenzu Cleve und Bitburg ablehnen,
2. den Provinzialausschuß ermächtigen, die Uebernahme der Pensions- und Nelitten-

lasten der beiden Landwirthschaftsschulenzu Cleve und Bitburg auf deu Rheinischen
Provinzialverband gegen Uebergabe der bei den beiden Anstalten bestehenden Fonds
unter den im Berichte ausgeführten Bedingungen und Maßgaben zu bewirken".

Tiefen Antrag empfiehlt Ihnen die Commissioneinstimmig, und ich habe den Auftrag,
das hohe Haus zu bitten, demgemäß zu beschließen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Verhandlung — es meldet sich
Niemand zum Wort — und schließe sie. Ich stelle fest, daß Sie dem Antrage des Prouinzial-
ausschusses resp, der Fachcommission Ihrerseits beitreten und diesen Antrag zum Beschluß erheben.

Wir gehen über zum 4. Gegenstand der Tagesordnung:
„Den Anträgen der II. Fllchcommission auf Entlastung von Rechnungen".

Meine Herren, zur Abkürzung des Geschäftes möchte ich die Herren Referenten, die
Herren Moritz, Eisenlohr, Conze, von Breuning und Radeimacher bitten, nur in dem Falle sich
hier an den Referententischzu begeben,wenn sie Bedenken vorzutragen haben. Wenn die Herren
einfach von ihren Platzen aus erklären, daß Bedenken gegen die Entlastung nicht vorliegen, so
bedarf es der weiteren Formalitäten nicht.

Ich frage also Herrn Eisenlohr, ob er Bedenkenvorzubringen hat?
Abgeordneter Eisenlohr: Nein, gar nichts. Ich kann nur dem hohen Hause die Bitte

vortragen, die Rechnungen zu Nr. 45—52 (Drucksachen Nr. 29) zu entlasten. Wir haben gar
nichts zu erinnern gefunden. Ich habe die Rechnungenfehr aufmerksamrevidirt. Sie sind auch
vom. Provinzialausschuß revidirt worden; es liegt kein Anlaß zu irgend einem Bedenkenvor.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Haus beschließt im Sinne der Entlastung.
Herr Abgeordneter Conze, wünschenSie vielleichteine Bemerkung zu machen?
Abgeordneter Conze: Nein, gar keine. Eine einzige Etatsüberschreitung ist bei den

Kosten der Unterbringung von Epileptischenvorgekommen. Diese Etatsüberschreitung ist aber auch
vom Provinzialausschussevorläufig bewilligt und wird jetzt zur Dechargirung dem Landtage eben¬
falls vorgeschlagen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es liegt ein Bedenkennicht vor. Es wird Ent¬
lastung ertheilt, — Herr Moritz?

AbgeordneterMoritz: Meine Herren, ich habe zunächst den Abgeordneten Frings zu
entschuldigen, der telegraphischabberufen wurde. Ich habe zu referiren betreffend:

1. Rechnungender Kasse der Rheinischen Landarmenverwaltungsür 1890/91 und 1891/92;
2. Rechnungen über die Polizcistiafgelderfonds und den Ehrenbreitstein'er allgemeinen

Armenfonds für 1890/91 und 1891/92;
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3. Rechnung über die Kosten der Unterbringung verwahrloster Kinder für 1891/92;
4. Rechnung über die Verwaltung des Langenfeld erHofes für 1891/92;
5. Geld- und NlltuialiewRechnungendes Landarmenhauses zu Trier für 1891/92;
6. Geld- und Naturalien-Rechnungen der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Nrauweiler

für 1891/92;
7. Rechnungen der Rheinifchen landwirthschaftlichen Verufsgenosscnschaftfür 189N und 1891;
8. Rechnung über die Pensionskasse der Landbürgermeistereien und Landgemeindender

Rhcinprovinz für 1891/92;
9. Rechnungenüber die Vieh-Gntschädigungsfondsfür 1890/91 und 1891/92;

10. Rechnung über die Hengsttorgebührenfür 1891/92.
Es haben Etatsüberschreitungen stattgefunden, die indeß begründet waren und ihre

Erledigung gefunden haben. Es sind Vedenken nicht zu erheben, und es wird dem hohen Hause
vorgeschlagen, die Decharge zu ertheilen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich kann feststellen, daß die Entlastung ertheilt ist,
— Wir kommen zu dem Antrage der III. Fachcommissionauf Entlastung der Rechnungen:

1. über den Spezial-Etat der Prouinzialstrahen-Verwaltung für 1891/92;
2. über die Verwaltung und Unterhaltung der Provinzialstrahen für 1890/91;
3. über den Pensions- und Unterstützungsfonds für die Hinterbliebenen von Straßen¬

meistern, Aufsehernund Wärtern für 1891/92;
4. über den Reservefondsder Strahenuerwaltung für 1891/92;
5. über den Sammelfonds der Strahenuerwaltung für 1891/92;
6. über den Kreis-und Communal-Wegebau-Unterstützungsfondsfür 1890/9! und 1891/92;
?. über den Fonds für Neubau von chaussirtenWegen für 1891/92;
8. über den Fonds für Erneuerungs- und Umbauten von Provinzialstraßen für 1891/92;
9. über den Betriebsfonds der Normal-Dampfwalze für 1891/92;

10. über den Betriebsfonds der Kies-DampfwalzeNr. 1 für 1891/92;
11. über den Betriebsfonds der Kies-DampfwalzeNr. 2 für 1891/92.
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Breuning.
Abgeordneter von Breuning: Die III. Fachcommissionhat mich mit der Prüfung der

auf der Drucksache Nr. 48 unter 1—5 aufgeführten Rechnungenbeauftragt. Außer den Moniten,
die bereits seitens des Revisionsbüreaus und bezw. seitens des Prouinzialausschusses gezogen
waren, und welche bereits ihre Erledigung gefunden, haben sich Monita nicht zu ziehen gefunden
Es wird daher dem hohen Haufe Vorgeschlagen,auch betreffs dieser Rechnungen Decharge zu
ertheilen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Die Decharge ist ertheilt. - Herr Abgeordneter
Radermacher.

Abgeordneter Radermacher: Bedenken gegen die Entlastung der von mir geprüften
Rechnungenliegen nicht vor. Ich beantrage daher Namens der Commission, Entlastung zu ertheile».

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Die Entlastung wird auch hier ertheilt.
Wir gehen über zum folgende» Gegenstand:

„Antrag der II. Fachcommission zu dem Antrag des Abgeordneten Iustiz-
rath Neussel, betreffend die Einführung eines Schutzzolles auf Que-
brachoholz".

Herr Abgeordneter Moritz hat das Referat übernommen. Ich ertheile ihm das Wort.
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Abgeordneter Moritz: Meine Herren! Durch die Einführung bezw. Verwendung des
Quebrachoholzcsan Stelle der Eichenlohrindedrohen schwere Schädigungen für große Theile
unserer Provinz hereinzubreche» und haben sich bereits schon sehr bemerklich gemacht.

Die Besitzer von kleineren Gerbereien müssen, wegen der Ueberschwemmung des Marktes
mit rothem Leder, ihr mit Eichenlohe gegerbtes Leder mit Schaden an den Mann bringen, da sie
häufig nicht in der Lage sind, ihre Gerbereien darauf einrichtenzu können, oder ihr Geschäft
aufgeben, da sie nicht mehr concurrenzfähigbleiben.

Es würde sich ferner auch nicht mehr lohuen, Lohrinden fabriziren zu lassen, da fast
fchon die Herstellung derselbenso viel kostet, als daraus gelöst werdeu könnte. Viele Gemeinden,
welche bisher ihre Hauptausgaben aus den Erträgen der Lohschälwaldungenbestritten haben,
würden durch weitere Verminderung der Lohpreise in große Unannehmlichkeitengerathen und
viele Private bedeutenden Schaden erleiden, da die Umwandlung der vielfach in steilen Bergab¬
hängen gelegenen Eichenschälwaldungenin Ackerland oder Hochwaldunausführbar erscheint. Mit
Rücksicht auf die Frage, ob nach Lage der Sache nach den bestehenden Handelsverträgen zur
Zeit ein Zoll möglich ist, und um jedoch den großen Nothschrcizum Ausdruckzu bringen, schlägt
die II. Fachcommissiondem hohen Hause nachstehenden Antrag vor:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Mit Rücksichtauf die schweren Schädigungen, welche den Waldcigcnthümem,

insbesondere dem Kleinbauernstandc und den waldbesitzendeu Gemeinden, sowie den
Klcingerbereiendurch die zollfreieEinfuhr des Quebrachoholzcsund dessen Präparate
bereits erwachsen sind, Schädigungen, deren Fortdauer den wirthschaftlichen Untergang
vieler Betheiligte» herbeizuführendroht, die Königliche Staatsrcgicruug zu ersuchen, die¬
jenigen Maßregeln zu ergreifen,welche geeignetsind, jene Schädigungenzu beseitigen".

Stellvertretender BursitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion uud ertheile zunächst
das Wort Herrn AbgeordnetenFreiherr« von Stumm,

Abgeordneter Freiherr von Stumm: Meine Herren! In der vorliegenden Frage,
welche für viele Theile der Rhcinpruvinz von ganz hervorragenderBedeutung ist, scheinen mir drei
Gesichtspunktevöllig unanfechtbar, einmal, daß das Wohl und Wehe nicht blos vieler kleiner
Besitzer sondern ganzer Gemeinden von dem Ertrage der Schälwirthschaftabhängt, zweitens, daß
der Ertrag in den letzten Jahren immer mehr abgenommenhat und schließlich zu einem Aufgeben
der ganzen Schalwirthschaftzu führen droht, und drittens, daß an dicfcr Kalamität die Concurrenz
des Quebrachoholzesin erster Linie die Schuld trägt.

Meine Herren! Wenn man diese drei Punkte zugiebt, so, glaube ich, versteht es sich
ganz von selbst, daß man dann auch auf Mittel zur Abhülfe siunen muß. Aber der gute Wille
thut es nicht allein, denn es stehen hier doch ganz erheblicheHindernisseder Ausführung des guten
Willens entgegen, nnd zwar ebenso Hindernisse sachlicher Natur als formeller Natur, Der
Herr Referent hat bereits kurz den letzterenPunkt berührt. Was die sachlichen Bedenkenanlangt,
so ist ja ganz unzweifelhaft,daß jeder Zoll auf Rohmaterialien die Fabrikation uertheucrt, und daß
infolgedessen die Concurrenz mit dem Auslande erschwert wird. Dieser Ucbelstand aber trifft nicht
die alten Lohgerbereienin der Rheinprovinz, die Stätten dieses Industriezweiges iu der Eifel, auf
dem Hunsrück,an der Nahe und Glan und im Siegerlande, das ja allerdings zu einer andern Provinz
gehört — diese leiden viel weniger unter der Concurrenz des Auslandes, als unter der Concurrenz
derjenigen Gerbereien,die in der Nähe von Seeplätzen oder großen Communicationswegengelegen
sind und dadurch Gelegenheit haben, ausländischeGerbstoffemöglichst billig zu beziehen.
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Es giebt allerdings auch in den alten Distrikten der Lohgerbereisolche Interessenten, die
da glauben, daß ein Zoll auf Quebrachoholzihnen Nachtheilebringen würde, weil man ja auch
in diese Gegenden das Quebrachoholz einführe. Aber, meine Herren, ich glaube, das ist ein
kurzsichtiger Standpunkt. Wenn es auch eine Zeit lang möglich ist, auf Grund der vorhandenen
Anlagen, durch die gelernten Arbeiter, durch die Verhältnisse, wie sie sich historisch entwickelt
haben, an den von mir genannten Stellen mit ausländischenGerbmitteln zu gerben, so liegt es
doch auf der Hand, daß dies dauernd nicht möglichist. Es Hut doch keinen Zweck, Haute und
Quebrachoholzvon den Seeplätzen mit großen Kosten nach Prüm und dergleichen Orten einzu¬
führen und damit zu gerben; es versteht sich von selbst, daß sich die Lederindustrienach und nach
von diesen Gegenden wegziehenund dadurch für die betreffendenLandestheile eine ganz erhebliche
Kalamität entstehenmuh, wenn nicht Remedur eintritt. Einen wirklichenNachtheilvon der Ein¬
führung eines Zolles haben allein die sich immer lebhafter entwickelndenGerbereien an den
Seeplätzen und an Stellen, welche an großen Communicationswegenliegen. Von dieser Seite
hat man natürlich der Einführung des Zolls erhebliche Einwände entgegengestellt,die Sie aus
den Verhandlungen des Landtags und des Reichstags haben verfolgen können. Die Behaup¬
tungen von solchen Interessenten, daß sie durch die Gefahr, die sie bedrohe, durch die auswärtige
Concurrenzvernichtet würden — wenn wir den Zoll auf Quebrachoholzhaben, sagen ste, tonnen
wir heute nicht mehr concurriren mit dem Ausland, das einen Zoll nicht hat — sind aber ganz
erheblich übertrieben. Man darf nicht vergessen, daß wir in Deutschland einen sehr namhaften
Lederzoll besitzen, und daß dieser Zoll doch die Leute vor einer Überschwemmung aus
dem Ausland thatsächlich schützt; ich habe keine Tabelle vor mir liegen, aber ich glaube
mich nicht zu irren, daß die Einfuhr erheblich zurücksteht gegen die deutsche Lederausfuhr.
Dann darf auch nicht Überfehen werden, daß der Zoll, den wir 1879 auf Leder gelegt haben,
ein Correlat gefunden hatte in dem Zoll auf Gerberlohe. Dieser aber ist durch den österreichischen
Handelsvertrag aufgehoben- ob mit Recht oder Unrecht, will ich hier dahin gestellt sein lassen.
Das steht aber fest, daß die Aufhebung dieses Zolls nicht stattgefundenhat, um der deutschen
Lederindustrie unter die Arme zu greifen, sondern es ist das nur eine Conzessiun,die man
Oesterreich - ich lasse dahingestellt, wie ich wiederhole, ob mit Recht oder Unrecht - gemacht
hat. Die Lederindustrie, die mit ausländischemGerbmaterial arbeitet, kann sich also darüber
nicht beklagen,wenn heute, nachdemder Zoll auf Lohe aufgehobenist, nun ein anderer Zoll aus
Gerbstoffe,der ihm entsprichtoder auch etwas höher ist, wieder eingeführt wird. ^ °leivi oer
Zollschutz immerhin noch derselbe, so daß ich also glaube, daß diese Einwendungennicht berechtig
sind. Natürlich darf der Zoll auf Quebrachoholznicht daraufhinausgehen, daß nun m der That
die Lederzölle zu gering werden; denn die Lederzölle sind durch die Handelsvertrage festgelegt
nnd können nicht erhöht werden. Das ist aber ein Detail, welches uns hier '"cht berührt. Die
Commission hat vollkommencorrect gehandelt, daß sie eine ganz allgemeineResolution faßte
°hne sich auf einzelneSpezialitäten einzulassen. Ich bitte Sie, meine Herren, diesem Beispiel
in folgen. Es handelt sich für den Landtag doch nur um solche Dinge, die unserer Cognitwn
unterliegen, und dazu gehört auch das Detail der Ausführung. Nun besteht allerdings eme
Schwierigkeitin dem Export von Lederwaaren. Die läßt sich aber dadurch beseitigen, daß
"'«n ähnlich wie für Noheifen im Veredelungsverkehr- für Zeugdruckereienia auch - - m
irgend einer Form für das zu exportirende Leder felbst oder die daraus gefertigten Waaren em
Aequivalent für diesen Zoll giebt, entweder eine Rückvergütung oder etwas ahnliches. Das ist
d°r einzige Gesichtspunkt,den ich als berechtigt und als Aequivalent für die Einführung emeS
^uebrachoholzzollesanerkennenkann.
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Nun, meine Herren, komme ich zu den formellen Schwierigkeiten, die ja ganz gewiß
auch nicht zu verkennen, wenn auch meines Erachtens zu überwinden sind. Sie wissen vielleicht,
daß der Negierungscommissarim Abgeordnetenhauscerklärt hat, die Einführung eines Zolles auf
Quebrachoholz widersprechedem österreichischen Handelsvertrag. Es ist das eine Auffassung,
meine Herren, die mindestens zweifelhaftist. Nach dem österreichischen Handelsvertrag ist die
Zollfreiheit gebunden für „Holzborke und Gerberlohe". Es ist mindestens zweifelhaft, ob in
der That Quebrachoholz unter eine von diesen Kategorien gehört. Selbst wenn man aber
zugeben wollte, daß Quebrachoholz unter den Begriff der Gerberlohe oder Holzborke fällt, fo
würde, glaube ich, gar keine Schwierigkeitvorliegen, Oesterreich zu einer Aenderungdieser Position
in dem Sinne zu bewegen, daß man sagt: „Gerberlohe mit Ausnahme von Quebrachoholz sind
als Fabrikate aus Oesterreich zollfrei", denn Oesterreich, welches heute auf Grund des Handels¬
vertrages feine Eichenrinde zollfrei zu uns hereinführt, hat genau dasselbe Interesse wie wir
daran, das Quebrachoholzthunlichst fern zu halten. Dies kann also keine Schwierigkeit bieten.
Sollte dies aber von Oesterreich abgelehnt werde,:, dann bliebe immer noch übrig, schlimmsten
Falls den Handelsvertrag mit Argentinien, der ja bekanntlich auf Kündigung beruht — es ist
ein einfacherMcistbegünstigungsuertrag — zu kündigen. Natürlich hat das auch wieder große
Bedenken,weil Argentinien mit Zollaufschlägengegen unsere Industrie antworten könnte. Indessen
glaube ich, daß es schließlich doch der Neichsregierung gelingen würde, schon durch Androhung
der Kündigung zu erwirken, daß Argentinien, welches ein viel erheblicheres Interesse an der Aus¬
fuhr feines Getreides hat als am Quebrachoholz, schließlich selbst ainioolemsiit auf derartige
Aenderungen eingehen würde, so daß also diese Schwierigkeiten, die unzweifelhaft bestehen —
thatfächlichsind sie formaler Natur — nach meiner Auffassungüberwunden werden können.

Jedenfalls fcheint mir die Nheinvrovinz, wie keine andere PreußischeProviuz ein Interesse
daran zu haben, daß die Eichenschälwirthschaft in jeder Beziehung geschützt wird. (Zustimmung.)
Wenn wir auch hier keine entscheidende Stimme haben, so können wir doch der bedrängtenSchäl¬
wirthschaftdurch unfer Votum eine immerhin wirksame Unterstützunggewähren. Ich bitte Sie des¬
halb, nehmen Sie den Antrag der Commission, und zwar möglichst einstimmig an. (LebhafterBeifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Neussel.
Abgeordneter Neussel: Meine Herren! Ich will mich so kurz als möglich fassen, damit

es nicht morgen in den Zeitungen heißt, „unter allgemeiner Unaufmerksamkeitdes Hauses".
(Heiterkeit.) Ich glaube, daß ein Nothschrei so oft wiederholt werden muß, bis er schließlich
Erhörung gefunden hat. In diefer Beziehung habe ich deshalb einen Antrag an den Provinzial-
landtag gestellt. Der Prouinziallandtag hat allerdings keine Entscheidungzu treffen; allein er ist
berechtigt,Anträge und Wünsche höheren Orts geltend zu machen. Ich glaube, daß er mitunter
dazu die Pflicht hat.

Es ist schon ausgeführt worden, daß es im Interesse der Gemeinden und aller Privat¬
besitzer von Eichenschälwaldungcnliegt, daß ein Zoll auf Quebrachoholzerhoben wird. Wenn es
so fortgeht, daß die Märkte mit Qucbracholederüberfchwemmt werden, dann können die einheimifchen
Gerbereien nicht mehr mit Eichenlohegerben. Es liegt mir hier die Erklärung vor von an-
gefehenenGerbern aus Kirn, Sobernheim und Meisenheim, sowie einer Firma aus Kreuznach-"
wenn ich diese vielleicht verlesen soll? (Lebhafte Rufe: Nein! nein!) „Die unterzeichnetenBe¬
sitzer . . . (Große Unruhe und erneute Rufe: Nein! uein!)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter, ich glaube das Haus hat
darauf verzichtet,die Verlesung anzuhören.
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AbgeordneterNeussel (fortfahrend): Was die Interessen der Gemeinden anlangt, fo
glaube ich, daß auch diefe ziemlich anerkannt sind. Ich mochte doch hier aus den Verhandlungen
des Landtags das verlesen, was der Herr AbgeordneteDllsbach gesprochen hat. (LebhafteRufe:
Nein! nein!)

„Die Inhaber der Schälwaldungen sind doch Leute, die von uralten Zeiten her in,
Lande anfäfsig sind, die durch Jahrhunderte, Generationen hindurch, einen Theil ihres Lebens¬
unterhaltes auf diese Weise erworben haben, und die dazu beigetragen haben, für den preuhischen
Staat die nöthigenSteuern zu zahlen, ehe noch die Aktionärewaren, welche jetzt einen besonderen
Schutz für ihre Dividenden haben wollen". —

,, Außerdem ist eine Menge von Privatpersonen ebenfalls darauf angewiefen,unter anderem
aus den Eichenschälwaldungenihren Lebensunterhalt zu gewinnen. Wollen Sie nun zulassen,
daß llllmählig immerfort der Preis der Lohe sinkt, und in Folge dessen man die Eichen-
schälwaldungenausrodet, zu Hochwaldmacht, daß in Folge dessen immer mehr Geld in's Aus¬
land geht?"

Meine Herren, was soll aber auch mit den Eichenschälwaldungengeschehen,wenn sie
keine Erträge mehr liefern. Es ist schon der Vorschlag gemacht worden, man solle Ackerland
daraus machen. Aber wer unsere Eichenschälwaldungen ansieht, wird finden, daß es nicht angeht,
Ackerland daraus zu machen. Herr Abgeordneter Glattfelter hat im Abgeordnetenhausbezüglich
der Eifel erwähnt:

„Was tritt nun ein, wenn es fo mit unseren Besitzern der kleinen Lohwälder weiter
geht? Sie werden genöthigt, da eine Rente nicht mehr erzielt wird, entweder zu veräußern oder
die Lohbeständeabzuholzen. Ich bitte, diese beiden Fälle in's Auge zu fassen. Sollen die kleinen
Vesitzer verkaufen, damit sie noch weniger leistungsfähig werden, noch weniger Gelegenheithaben,
lhre Familie durchzubringen, so wird auch die Zahl derer vermehrt, die ihre Familie auf ihrem
kleinen Besitze nicht durchbringenkönnen und zum Proletariate herabsinken. Soll etwa abgeholzt
werden? — ja, was geschieht dann? Die üblen Folgen kennen wir ja, und wir sind darum
bemüht, überall unseren Waldbestand zu erhalten, und ich kann gewiß mit Freuden consta-
tiren, daß die Königliche Staatsregierung in der Eifel sich die Mühe giebt, neue Strecken
anzuforsten und dadurch in manchen Gegenden nicht blos für die dort lebenden Leute einen
Verdienst zu verschaffen,sondern auch für Klima, Vodenbeschaffenheit u. f. w. einen Fortschritt
zu erzielen."

Meine Herren, es ist durch Sachverständige anerkannt, daß das mit Quebracho gegerbte
Leder schlechter ist, als das mit Rindenlohe gegerbte. Ein Sachverständiger in der Kammer hat
das auch erklärt und hat dabei bemerkt, daß die Menschen und namentlich die Frauen haupt¬
sächlich bemüht seien, wohlfeil zu kaufen. Dieser Aussprucherinnert mich an ein Gedicht von
Rottmann, nach welchem eine Frau nach einem wohlfeilen Schuhkaufe sich dahin geäußert hat:
«Die harr eich norest ähmol an, Do war nach schunn käh Suhl meh dran, Unn Vorerblaad,
^uadehr und Kabbe, Koorzheiligklänund lamer Labbe". (Heiterkeitund große Unruhe.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Varthels.
Abgeordneter Barthels: Ich erlaube mir an das hohe Haus den Antrag zu richten,

d°n Antrag der Fachcommissionablehnen zu wollen. Als Grund führe ich an, daß in erster
Anie der Provinziallandtag nicht die Aufgabe hat, die Differenzen zwischenFreihandel und
Schutzzoll zum Austrag zu bringen. Ferner meine ich, daß, wie der Provinziallandtag bisher
bemüht gewesen ist, das gute Einvernehmen zwischen Industrie und Landwirthschaftaufrecht zu

17
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erhalten, er auch ferner alle Anträge ablehnen sollte, welche dieses Einvernehmen zu stören
geeignet sind. Aber auch noch aus anderen Gründen erscheint die Ablehnung gerechtfertigt.
Nicht nur die Lederindustrie, sondern bedeutende andere Industriezweige haben ein lebhaftes
Interesse daran, daß das Quebrachoholzund die daraus hergestellten Extrakte zu möglichst billigen
Preisen geliefert werden. Die Färberei, fpeziell in meinem Bezirk, in Barmen, braucht bedeu¬
tende Quantitäten davon. Wir sind mit den fertigen Fabrikaten auf die Concurrenz gegenüber
dem Auslande angewiesen und diese Concurrenz macht sich in der allerunangenehmstenWeise
fühlbar. Wenn nun der Antrag der Fachcommissionauch den ursprünglichen Antrag bedeutend
abgeschwächt hat, so läuft derselbe doch immerhin darauf hinaus, in irgend welcher Weise den
Bezug von Quebrachoholzerheblich zu vertheuren, und möchte ich daher dringend bitten, dem
Antrag keine Folge zu geben, sondern ihn abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhcn: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Friederichs.
Abgeordneter Fliederichs: Meine Herren! Als Vorsitzenderder betreffenden Commission

gestatte ich mir zu bemerken, daß die Erörterungen in derselben sich vielfach mit den Ausführungen
des Freiherrn von Stumm decken; sie führten zu der Annahme, daß nach den Verhandlungen
im Abgeordnetenhauseüber diese Frage und nach den zahlreichenPetitionen, die in demselben in
den letzten Jahren eingegangen, es zweckdienlich sei, die Art der Abhülfe der Staatsregierung
anheim zu stellen; Aufgabe des Provinziallandtagcs aber sei und bleibe es, ohne sich in den
Streit von Freihandel und Schutzzoll einzumischen,Nothstände, die vorhanden sind und die zum
Theil zum Untergang von Existenzen führen, bei jeder Gelegenheit der Staatsregierung zur
Kenntniß zu bringen. (Lebhafte Zustimmung.) Das ist der Sinn dieses Antrages. (Erneute
lebhafte Zustimmung.) Und daran ist gar nicht zu zweifeln, über den Großgrundbesitzbin ich
nicht so genau unterrichtet, daß der kleinere und mittlere Grundbesitzdurch den Rückgang der
Schälwirthschaft an vielen Orten tief gefchädigtist. (Zustimmung.)

Ich empfehle Ihnen von diesem Standpunkte aus, thunlichst einstimmig den Antrag
anzunehmen. Das ist kein Eingriff in die Aufgaben des Reichstages oder in den Streit zwischen
Freihandel und Schutzzoll;das ist ein Eintreten für unfere nothleidendenMitbürger, ein Nothfchrei
über ihre Nothlage! Ich bitte den Antrag anzunehmen. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Grand-Nn.
Abgeordneter von Grand-Ny: Meine Herren, ich könnte nach den Ausführungen, die

wir so eben zu Gunsten des Antrages gehört haben, auf das Wort verzichten. Ich will indeß
noch hervorheben, daß es sich in der That hier nicht handelt um eine Entscheidungzwischen
Schutzzoll und Freihandel, es handelt sich, wie in überzeugenderWeise dargethan ist, um die
Vorbeugung eines drohenden sozialen Nothstandes. Wenn Herr Freiherr von Stumm auch in
mancherBeziehung die Schwierigkeitenhervorgehoben hat, die der Verwirklichungdes Antrages
gegenüberstehen,und diese Anführungen den Gegner des Antrages zu der Behauptung verleitet
haben, Herr Freiherr von Stumm habe die Ablehnung gewissermaßen motivirt, so hat Herr
Freiherr von Stumm doch auch ausgesprochen, daß diese Schwierigkeiten zu überwinden sein
werden.

Meine Herren, der Antrag ist so gefaßt, daß nur allgemein von zu gewährender Hülfe
gefprochen wird, daß es der Regierung aber überlassen ist, wie sie ihre Mahregel zu treffen habe.

Ein Gesichtspunktaber, der mir bei dieser Verhandlung noch nicht ausreichend zur
Geltung gekommen zu sein scheint, ist der soziale. Es handelt sich in der That, wie ich eben
andeutete, um ein Stück sozialer Frage. Wenn ganze, wie hier, große Kreise der Bevölkerung,
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wenn kleine Industrien, hier Gerbereien, die im ganzen Lande zerstreut sind, in ihrem Erwerb
geschädigt, um ihre Existenzringen müssen uud den drohendenRuin vor sich sehen, so ist das
ein schwerer Nachtheil für das Land und besonders in diesem Falle für unsere Provinz, wo
grade in den ärmeren Theileu die Schälwaldungen vorhanden, die Lohgerberei sehr verbreitet ist,
ich habe mich überzeugen müssen, wie diese Leute mit Furcht und Besorgniß in die Zukunft
blicken, das erzeugt Unzufriedenheitund Erbitterung,

Bei diefer Gelegenheitund bei dem Widersprüche,den wir soeben gehört, kann ich mcht
umhin, darauf hinzuweisen,eiuc wie große Aufgabe hier in sozialer Hinsicht der Großindustrie
zuwachst. Von ihrem Verhalten bezüglich der Kleinindnstrie hangt in der That die Existenz der¬
selben und eventuell auch die Erhaltung des sozialen Friedens im Lande ab. Wenn diese kleinen
Existenzen durch rücksichtslose Concnrrenz rninirt oder verdrängt werden, wenn sie gezwungen
werden, ihre Erwerbsthätigkeit aufzugeben, so bringt sie in eine große Menge der Bevölkerung
ernste Unzufriedenheit,schafft höchst verbitterte uud unzufriedeneExistenzen,die, zum Schaden des
Staates und der Gesellschaft immer weiter wirkend, im Verlauf der Dinge eine foziale Gefahr
herbeiführen, so müssen Mißstände sich ergeben, unter denen das Land auf das allerschwerste
leidet. (Zustimmung.) Von diesen allgemeinen sozialen Gesichtspunkten aus sollte doch die
Großindustrie sich vergegenwärtige,,, daß es wohlgethan wäre, wo kleinereExistenzen auf dem
Spiele stehen, auch Opfer zu briugen, die nach den Ausführungen des Herrn Freiherrn von
Stumm uud der übrigen Herreu in diesem Falle erheblichenicht sein werden. Ich bitte den
hohen Landtag, dem Antrage beizustimmen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wegeler,
AbgeordneterWegeler: Meine Herren, wir haben in unserer Handelskammervor Kurzem

diese Frage eingehend erörtert. Wir sind zu dem Resultate gekommen,daß es unmöglich sein
wird, unseren Kleingerbercien,die noch in der alten Art das Leder bearbeiten,durch den Zoll auf
Quebmchoholzauch uur im Entferntesten zu helfen. Die Lederiudustrieund uufere Fabrikation
hat sich so gehoben, seitdem durch das Quebmchoholzin rascherer Art und Weise das Leder gegerbt
und in so viel kürzerer Zeit auf den Markt gebracht werden kann - der Vortheil mr die ^udustru'
hat sich in dem sehr vermehrten Export gezeigt, der seitdem eingetreten ist. So gern wir auch
den nothleidendenSchälwaldbesitzerndurch Förderung des alten Gerbesystemshelfen wollten, °
sind wir doch zu der Ueberzeugunggekommen, daß es ungefähr dasselbe wäre als wenn wn heue
den Visenindustrielleuden Rath gäben, sie möchten wieder mit Holzkohle arbeiten. (^) Da.
ist ja natürlich nur in einem Gleichniß gesprochen.Ich glaube und ich furchte daß die Einwirkung
der zunehmendenVerwenduug des Quebmchoholzesauf den Schälwald unabwendbar sem w.rd,
daß hierg cn der Zoll helfen wird, möchte ich sehr bezweifeln, die Indnstrie würde er a er schadigen.
Ich M 1s für dm Schiitz der eimischeu Schälwaldnnge» für viel wichtiger,we.m für die Ger¬
berei n, di fortfahren wollen, nach dem altgewohntenSystem zn arbeiten, em Schutzzoll au d.e
Einfüh ung on Gerberlohe aus Oesterreich gelegt werdeu köunte. Wenn S,e sich d« Meng n
ansehm w llen, die aus den, Auslande hierher importirt werden, so ist der Iinport an Gerber oh
ein viel, viel bedentenderer,als das, was wir hier produeireu komm, Da liegt es wohl me
naher, Hülfe zu bringen, um die Schälwalduugen und die kleinen Gerbereien zu schütze,.. Ich
bedaure daß ich iufolgedessen nicht für den Antrag der Commissionstimmenkann

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr
von Stumm,
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AbgeordneterFreiherr von Stnnnn: Meine Herren! Nur noch zwei Worte in Bezug
auf die staatsrechtlichen Bedenken, die hier aufgeworfen worden sind, Herr Abgeordneter
Barthels hat gesagt: Wir haben uns hier nicht um Freihandel oder Schutzzoll zu bekümmern.
Auf der anderen Seite ist gesagt worden, es handle sich gar nicht darum.

Ich kann beiden Auffassungen nicht Recht geben. Es handelt sich allerdings in dieser
Frage um Freihandel oder Schutzzoll, ich sehe aber nicht ein, warum der Provinziallandtag sich
nicht über Freihandel oder Schutzzoll in einer einzelnen Frage aussprechen sollte. Nach der
Reichsverfassungist jeder Bürger des Reiches berechtigt,an den Reichstag mit Petitionen heran¬
zutreten, ist jeder Landtag berechtigt, den einzelnen Bundesregierungen Wünschedarüber auszu-
sprechen, in welcher Weise die Bevollmächtigten zum Bundesrath instruirt werden sollen. Ich
glaube, im letzten Jahre haben die deutschen Einzellandtage von dieser Befugniß recht ausgiebig
Gebrauch gemacht. Ob schließlich die Bundesbevollmächtigtenin ihrem Sinne gestimmt haben,
ist allerdings eine andere Frage,

Wenn nun auf der einen Seite die Einzellandtage das Recht haben, in große wirth-
schaftliche Fragen sich einzumischen,und auf der andern Seite jeder einzelne Staatsbürger fogar
das Recht hat, dies zu thun, so kann doch auch der Provinziallandtag staatsrechtlich nicht gehin¬
dert sein, in gleicher Weise vorzugehen. Nun kann ich dem letzten Herrn Vorredner zugeben,
daß, wenn die deutschen Handelskammernallein über diese Frage zu bestimmenhatten, daß dann
ein Quebrachoholzzollnicht eingeführt werden würde, (Zustimmung) und zwar aus dein einfachen
Grunde, weil die Handelskammernim Wesentlichendoch die Großindustrie und den Großhandel
vertreten, das ist doch keine Frage trotz des Wahlrechtes, das ja allerdings auf ziemlich breiter
Basis ruht. Wir aber hier im Provinziallandtag haben doch so gut wie die großen Parlamente
die Aufgabe, die verschiedenen Berufe und Interessen mit einander auszugleichen. Deshalb bitte
ich Sie, sich auf einen objektiverenStandpunkt zu stellen, als die Handelskammern das tonnen,
da die Interessen der Schälwaldwirthschastgar nicht zu ihrer Cognition gehören.

Es ist auch nicht einmal richtig, daß es sich hier um einen Gegensatzzwischen Industrie
und Landwiithschaft handelt. Es handelt sich vielmehr um einen Gegensatz der Industriellen
unter sich, d. h. denjenigen Industriellen, die heute eine Großindustrie treiben, die von der Zoll¬
freiheit begünstigt werden, stehen die kleinen Industriellen, die schwächernSchultern gegenüber,
die von der Zullfreiheit geschädigt werden. Es handelt sich um große Netriebe und kleine
Betriebe, also um Interessen der verschiedensten Art, Deshalb ist es unsere Pflicht, aus allen
den verschiedenen Erwägungen das Facit zu ziehen. Worin das Facit für die Rheinprovinz in
erster Linie besteht, das, meine Herren, kann für mich keinen Augenblick zweifelhaft fein. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich schließe die Diskussion, da weitere Mel¬
dungen zum Wort nicht vorliegen. (Zum Referenten:) VerzichtenSie auf das Schlußwort? —
Der Herr Referent verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage der
II. Fachcommisston über diesen Gegenstand, den ich nicht weiter verlesen zu lassen brauche — er liegt
in der Drucksachevor -^ beistimmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)Das ist die große Majorität.

Damit wäre dieser Gegenstand erledigt. Wir gehen über zum folgenden Punkt der
Tagesordnung:

„Petition der Lokalabtheilung Merzig des landwirtschaftlichen Vereins
um Gewährung eines jährlichen Zuschusses von 1000 M. zu ihrer Stier¬
aufzuchtstation".
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Merrem. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
AbgeordneterMerrem: Meine Herren! Im Auftrage der II. Fachcommissionhabe

ich hier über ein Gesuch der LokalabtheilungMerzig zu referiren.
Die LokalabtheilungMerzig des landwirthschaftlichenVereins für Rheinpreußen bittet

um einen jährlichen Zuschuß von 1000 M. zu ihrer Stieraufzuchtstation. Wie Ihnen bekannt
ist, hat der Prouinziallandtag einen Fonds von 30 000 M, für den Zweck der Hebung der Rind-
uiehzucht bewilligt. Der Prouinzialausfchuh ist beauftragt, nach bestimmten Grundsätzendie Ver¬
keilung dieser Gelder an die Kreise, Zuchtgenossenschaften und Zuchtoerbändevorzunehmen.

Das hier in Frage stehende Unternehmen ist nun zur Hebung der Rinduiehzuchtein in
jeder Beziehung außerordentlich geeignetes und die II. Fachcommission war allgemein der Ansicht,
nah das Unternehmen zu unterstützen sei. Die Fachcommissionschlägt Ihnen daher folgenden
Antrag zur Annahme vor:

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, daß das Gesuch der LokalabtheilungMerzig
um einen Zuschuß zu ihrer Stieraufzuchtstation dem Provinzialausschuh zur Prüfung
und thunlichstenBerücksichtigungbei Vertheilung des zur Hebung der Rindviehzucht
vorhandenen Fonds von 30 000 M. überwiesenwerde".

Die Annahme dieses Antrages ist in der Commissioneinstimmigerfolgt. Ich bitte das
hohe Haus, diesem Antrage zuzustimmen

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht
der Fall. Ich kann wohl annehmen, daß die Herren dem Antrage Ihrer Commissionbeitreten
und ihn zum Beschluß erheben. — Das ist geschehen.

Zur folgenden Position
„Petition der Lokalabtheilung Rees des lanbwirthfchaftlichen Vereins
um Errichtung einer landwirthschaftlichen Winterschule zu Haldern"

hat Herr AbgeordneterDick das Referat übernommen.
AbgeordneterDick: Die LokalabtheilungRees richtet an Sie das Ersuchen, beschließen

zu wollen, Prouinzialverwaltung möge innerhalb des Kreises Rees, und zwar am Orte Haldern,
die Errichtung einer landwirthschaftlichenWinterschuleveranlassen. Dieses Gesuch wird in einem
ausführlichen und längeren Schriftsatz begründet, Es wird betont, daß seit Jahren im Kreise
Rees dieser Wunsch gehegt wird, daß er wiederholt als berechtigtanerkannt sei. Es wird ferner
hauptsächlich betont, daß der Kreis Rees 1500 M. jährlich als Zuschußzu zahlen bereit sei, daß
^e Bürgermeisterei Haldern das Schulgebäude nebst Einrichtungenangeboten habe, daß die Aner¬
bietungen des Kreises die weitgehendsten seien, die bisher gemachtsind. Es wird sodann behauptet
und in längeren Ausführungen bewiesen, daß der Ort Haldern im Kreise Rees der günstigst
gelegene zur Errichtung einer Winterschule sei, daß bereits Anmeldungen von 40 Schülern
vorliegen.

In der Erwägung, daß augenblicklichVerhandlungen mit dem landwirthschaftlichen
Verein für Rheinvreuhen bestehen, die darauf hinausgehen, daß das ganze Winterschulwesen
°i"er Prüfung unterzogen werden foll, weil unter den 21 Winterfchulen,welche bisher bestehen,
12 einen Zuschuß von 3950 M., 5 einen solchen von 2200 M. und eine, die von Saarburg,
e'"en Zuschuß von 5100 M. erhält, also außerordentlich in ihrer Höhe wechselnde Zuschüsse
gewährt werden, und in der ferneren Erwägung, daß es doch zweckmäßig fei, dieferwegen vorher
"ne besondereRichtschnur zu schaffen, hat die Commissionnach sorgsamer Prüfung einstimmig
bMossen, zu bitten:



134 38. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 31. Mai 1894.

„Das hohe Haus wolle beschließen:
In Anerkennung des dringenden Bedürfnisses der Errichtung einer eigenen Winter¬
schule für den Kreis Rees den Provinzialausschuß zu beauftragen, wegen alsbaldiger
Errichtung dieser Schule mit dem Präsidium des lcmdwirthschaftlichen Vereins für
Rheinvreuhen in Verbindung zu treten und den Zeitpunkt des Inslebcntretens der
Schule mit diesem zu vereinbaren".

Dieser Beschluß ist nach eingehendsterVerhandlung gefaßt. Ich richte die Bitte an das
hohe Haus, demselbenentsprechend zu votiren.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Es wird das Wort nicht gewünscht. Ich kann
wohl auch in diesen: Falle feststellen, daß das hohe Haus dem Antrag der Eommission bei-
getretcn ist und ihn zum Beschluß erhoben hat.

Zu den beiden folgenden Anträgen
1. zu der Petition der Polizeidiener der Landgemeinden des Kreises

Kempen, betreffend Verleihung der Penfionsberechtigung, und
2. zu der Petition der Landgemeinde-Empfänger der Rheinprovinz um

Regelung ihrer Anstcllungsverhältnisse und Gewährung der Pensions¬
berechtigung,

ist mir das Ersuchenausgesprochenworden, sie mitcincmderzu verbinden. Ich werde das thun.
Der Referent der Commissionüber die Angelegenheitder Pensionsberechtigungist Herr Abgeord¬
neter Freiherr von Scheibler. Ich gebe ihm das Wort

AbgeordneterFreiherr von Scheibler: Meine Herren, die Polizeidiener der Land¬
gemeindendes Kreises Kempen haben im Dezember 1892 an das hohe Haus der Abgeordneten
einen Antrag gerichtet, der dahin geht: „das Haus wolle beschließen, bei der Königlichen Staats-
rcgicrung ein Gesetz zu beantragen, durch welches den Polizeibeamten der Nheinprovinz die
Pensionsberechtigung nach den bei den unmittelbaren Staatsbeamten in Anwendung kommenden
Grundsätzenverliehen wird, mit der Maßgabe, daß denselben im Falle der Pensionirung bei
Berechnungder Dienstzeit auch die Zeit in Anrechnung kommt, während welcher dieselben bei
anderen Landgemeindender Rheinprovinz angestellt gewesen sind".

Der Antrag wird damit begründet, daß die Gehaltsverhältnisseder Polizeidiener sehr
ungünstig sind, und daß im Falle ihrer Dienstunfähigkeitfür sie selbst, im Falle ihres Ablebens
für ihre Angehörigen absolut keine Fürsorge getroffen ist. Sie sehen sich gegenüber den Bürger¬
meistern und den Gememde-Forstbeamtenin einer Weise zurückgesetzt, die sie veranlaßt, weitere
Schritte zu thun. Sie haben die Abschrift dieser Petition beim Provinziallandtag eingereicht,
nachdem derselbe im Dezember 1892 eben seine Tagung beendet hatte. In der Commission
wurden die Schwierigkeitenhervorgehoben, die einem weiteren Eingehen auf diesen Antrag ent¬
gegenstehen. Es wurde namentlich hervorgehoben,daß die Einkommensverhältnisseder Gemeinde¬
polizeidieneraußerordentlichverschieden sind, daß die Polizeidiener ferner fast durchgängig auf
Kündigung angestellt sind, daß die Pensionsverleihung an Beamte, welche auf Kündigung an¬
gestellt sind, ihre erheblichen Schwierigkeiten und Bedenken habe. Hauptsächlichwurde hervor¬
gehoben, daß, wenn die beabsichtigtegesetzlicheRegelung eingetreten wäre, dann jedenfalls der
Anschlußdieser Beamten an die hier bestehende Pensionskassefür die Bürgermeister in Erwägunng
gezogen werden müßte, und daß bei der großen Zahl der in Betracht kommenden Beamten eine
etwas ungewöhnliche Erweiterung der Kassen eintreten mühte. In Folge dessen hat die Com¬
mission beschlossen,dem Provinziallandtag vorzuschlagen,zur Tagesordnung überzugehen.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Es ist zu dieser Angelegenheit ein Antrag des Herrn
AbgeordnetenZweigcrt überreicht worden. Ich bitte den Herrn Schriftführer den Antrag zu verlesen.

Schriftführer, Abgeordneter Spiritus: Der Antrag lautet:
„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschuh zu ersuchen, bei der
KöniglichenStaatsregierung nochmals vorstellig zu werden, daß die Anftellungs- und
Pensionsuerhältnisse,sowie die Reliktenversorgungder Communalbeamten,insbesondere
der Nhcinvrouinz, einer gesetzlichenRegelung unterworfen werden".

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne nunmehr die Diskussionund ertheile
Herrn AbgeordnetenZwcigert das Wort.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Das Referat ist zwar über Punkt 10 noch
nicht erstattet. Der Herr Präsident hat aber die Güte gehabt, zu erlauben, daß beide Punkte
verbunden werden. Ich gestatte mir daher, auf beide einzugehen, Meine Herren! Die Frage
der Relikten- und Pensionsucrsorgung der Communalbeamten hat dieses Haus bereits mehrfach
befchäftigt. Was zunächst die Städte betrifft, so besteht in allen Städteordnungen mit einziger
Ausnahme der Nheinprouinz ausdrücklich die Bestimmung, daß die Communalbeamten lebens¬
länglich und mit Pensionsberechtigunganzustellensind; allein die Rheinprovinz, wie gesagt, macht
eine Ausnahme; sie giebt den Städten und Gemeinden die Berechtigung, ihre Beamten auf
Kündigung anzustellen, und legt ihnen die Verpflichtung zur Pensionirung nicht auf. Nach den
Bestimmungender Landgemeindeordnungliegen die Verhältnisse ganz ähnlich. Auch dort ist eine
Verpflichtungder Gemeindenzur lebenslänglichenAnstellungoder eine Verpflichtungder Gemeinden
zur Anstellung mit Pensionsberechtigungnicht ausgesprochenworden.

Diese Ungleichheit, welche sich in den Bestimmungen einer Provinz gegenüber einer
andern Provinz findet, giebt den Beamten der Rheinprovinz zu dauernden Petitionen Veranlassung.
Meine Herren! Ich kann nicht finden, daß diese Petitionen unberechtigt seien. Im Gegentheil,
ich glaube, daß das, was den sämmtlichen anderen Provinzen recht ist, doch auch füglich der
Rheinprovinz billig sein sollte. Sie haben, meine verehrten Herren, anerkannt, daß es dringend
nothwendig sei, die Anstellungsverhältnisseder Beamten einer besonderen Regelung zu unterwerfen.
Die Gründe, welche hinsichtlich der Communalbeamten seitens der Commissionuns vorgetragen
sind, kann ich meinerseits nicht als ausschlaggebendanerkennen. Es ist vom Herrn Referenten
vorgetragen, daß die Verhältnisse in den einzelnen Gemeinden verschiedenliegen, daß Beamte
auf Kündigung angestellt seien, und daß schließlich eine große Kasse sich bilden müsse, welche hier
in Düsseldorf ihren Sitz haben würde, daß ein großes Material von Kafsenbeamtennothwendig
sei, und daß dies der Provinz unbequem fein würde.

Nun, meine verehrten Herren, ich möchte betonen, daß alle diefe Gründe doch lediglich
Opportunitätsgründe sind, die sachlich die Wünscheund Anforderungen dieser Beamten, die auf
Pensionsberechtigunggerichtet sind, nach keiner Richtung erledigen. Ich bin fest überzeugt, daß
es der Weisheit der KöniglichenStaatsregierung gelingen wird, kleinereVerbände zu fchaffen,
Regierungsbezirks-oder Kreisverbände — das letztere würde ich für das Nichtigste halten —
um den Ansprüchender Beamten genügen zu können. Wenn ich nun von der Petition zu Nr, 10
spreche, auf die der Herr Referent noch nicht Bezug genommenhat — ich kann mich aber auf die
Drucksache stützen — so ist dort gesagt worden, daß augenblicklich die Frage erörtert werde, den
Gemeindekassen eine anderweitige Organisation zu geben — wahrscheinlich meint man darunter die
Aenderungen,die eintreten werden in Folge der Verpflichtungder Gemeinden, die Staatssteuern
einzuziehen — und daß es in dieser Zeit nicht angebrachtsei, neue Aufgaben in Angriff zu nehmen.
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Ja, meine Herren, wenn jemals ein Zeitpunkt da ist für diese Ordnung, dann ist es
gerade der jetzige. Wenn die Organisation fertig ist, dann ist es eben zu spät, dann ist es nicht
mehr Zeit. Gerade jetzt, wo die Gemeinden durch die Ueberweisungder Einziehung der Staats¬
steuern und durch die Ueberweisung der Grund- und Gebäudesteueru, s, w, erhebliche Mittel in
die Hand bekommen,ist der richtige Zeitpunkt, um dieses schreiende Bedürfniß einmal zu be¬
friedigen. Ich will mich ganz kurz fassen und nur daran erinnern, daß gestern unter dem großen
Beifall des ganzen Hauses zu meiner großen Freude die Anstellungsverhältnisse der oberen
Provinzialbeamten gesetzlich geregelt und von der Willkür und dein Gutdünken des Einzelnen
unabhängig gestellt worden sind. Meine Herreu, das trifft ebenso die kleinen Beamten, die es
wahrhaftig noch mehr gebrauchen als die großen und bei deuen das Gutdünken noch auf viel
weitere Kreife sich überträgt. Das trifft besondersdie Polizeibeamten, von denen man Schneidig¬
keit, Energie, Rücksichtslosigkeit uud Gerechtigkeitauch gegenüber dem mächtigstenMann in der
Gemeinde verlangt. Wie soll der Mann diesen Anforderungeu entsprechen,wenn er sich scheuen
muß, irgend einem Großen auf den Fuß zu treten, weil er sich sagt: Was wird aus dir werden,
wenn du eines schönen Tages einmal dienstunfähig wirst, wenn dieser Mann, den du einmal
denuncirt hast, gegen dich wirkt? — Stellen Sie darum, meine Herren, vor allen Dingen die
Polizeibeamteu uuabhängiger. Ich lege Ihnen diese Petition nochmals recht warm an's Herz
und bitte Sie, meinen Antrag anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. — Herr
AbgeordneterBecker zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Ich möchte zur Geschäftsordnunguur anheimgeben, ob nicht die
zweite Petition auch gleich von dem Herrn Referenten vorweg vorgetragen werden könnte, damit
wir wissen, welches Votum die Commission über die zweite Petition gefaßt hat. Das ist doch
wünschenswert!).

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich gebe anheim, ob wir zu dieser Sache noch
den Herrn Referenten hören wollen. — Das scheint Ihr Wunsch zu sein.

Ich bitte den Herru Referenten, über diese Petition noch besonders zu referiren.
Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Die Landgemeinde-Empfänger der Rhein¬

provinz haben wegen Regelung ihrer Anstellungsverhiiltuisse,Gewährung der Pensionsberechtigung
und Relikten-Versorgung an den hohen Provinziallandtag folgenden Antrag gerichtet: „Wir
gestatten uns die gehorsamsteBitte, Hochgeneigtest dahin wirken zu wollen, daß die Gemeinden
gesetzlichverpflichtetwerden, ihre Empfänger nach vorangegangener Probezeit auf Lebenszeitan¬
zustellenund ihnen die Pensionsberechtigung nach den für die Staatsbeamten geltenden Grund¬
sätzen beizulegen".

Die Gründe sind im Wesentlichen die gleichen, welche die Polizeidiener für ihren
Antrag geltend gemacht haben Die Commission anerkannte an und für sich die Begründetheit
dieses Antrages, namentlich in der Erwägung, daß Beamte, welche fortdauernd mit größeren
Geldsummen sich befassen müssen und bei denen mangels eines ausreichendenEinkommens die
Versuchung nahe liegt, etwa einen Griff in die Kasse zn machen, so zu stellen sind, daß sie vor
Noth und Nedräugniß geschützt sind. Es wurde aber der gegenwärtigeZeitpunkt zur Erörterung
oder Neuregelungder Angelegenheitnicht für geeignet gehalten, weil die bevorstehende Neuregelung
des Gcmcindckassenwesensfür Viele ein Hinderniß zu fein schien. Es ist bekanntlich den Gemeinden
nicht nur die Verpflichtung auferlegt worden, vom 1. April nächsten Jahres ab die direkten
Staatssteucrn für die Staatskasfc zu erheben, fondern es ist auch gleichzeitig staatsseitig die Auf-
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Hebung der gegenwärtig bestehende« Steuerlasten verfügt worden, und an die Stelle der König¬
lichen Steuerkassen soll eine viel beschränktere Anzahl von Kreiskassen errichtet weiden. Man hat
in dieser bevorstehende»Neuregelung iu der Commissionein Hinderniß gefunden, die beantragte
Neuregelungder Bcamtcuvcrhältnissezu empfehlen, und deshalb hat die Mehrheit der Commission
Ihnen den Antrag unterbreitet, der unter Nr. 45 der Drucksachen vorliegt, nämlich:

„Der Provinziallandtag wolle iu Erwägung, daß zur Zeit eine Neuregelung des
Gemciudckasscnwcssrus in der Vorbereitung begriffen ist und daher der gegenwärtige
Zeitpunktzu eiucr sachlichen Erörterung des vorliegenden Gesuchs nicht geeignet erscheint,
über die Petition zur Tagesordnung übergehen".

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht
der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Ich werde zunächst abstimmen lassen über den Antrag
des Herrn AbgeordnetenZweigert. Falls derselbe Ihre Annahme nicht finden sollte, dann würden
Sie die Beschlüsse der Commission zu Ihren Beschlüssengemacht haben. Ich bitte diejenigen
Herren, welche dem Antrage des Herrn AbgeordnetenZweigert beistimmenwollen, sich zu erheben.
(Geschieht.) — Das scheint mir zweifelhaft. (Rufe: Gegenprobe!) Ich bitte alfo um die Gegen¬
probe, meine Herren. Diejenigen Herren, welche dem Antrage nicht beistimmen wollen, bitte
ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit, meine Herren. Der Antrag ist an¬
genommen. Damit ist der Commissionsbeschlutz beseitigt.

Wir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung, den
„Anträgen, betreffend die Fischerei der Ufereigenthümer in den Privat¬
flüssen der Nheinprovinz".

Ich ertheile das Wort dem Herrn Referenten der Commission, Herrn Freiherrn
von Plettenberg.

AbgeordneterFreiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren! In der ersten
Lesung über den uns vorliegenden Fischerei-Gesetzentwurfist dieser in die Commission zurück¬
verwiesen, zur Berathung über einen vom AbgeordnetenGrafen von Hoensbroecheingebrachten
Antrag auf Einfügung eines von ihm formulirten 8- 10a, Ich brauche den Antrag, der Ihnen
ja gedruckt vorliegt, wohl nicht zu verlefcn. Ich bemerke nur, daß die Commissioneinstimmig
dem Antrage zustimmte.

Cs machte sich nur folgender Wunsch in der Commissiongeltend, der aber nicht zum
Beschlußerhoben wurde, um bei der Kürze der uns noch bevorstehenden Zeit den neue» Para¬
graphen nicht zu gefährden, Diefer Wunfch bestand darin, daß man an Stelle der „Orts¬
polizeibehörde" analog dein Iagdpolizeigesetzden „Landrath" substituiren möge, einmal um die
genannte Analogie aufrecht zu erhalten, und dann in der Annahme, daß der Landrath der Sache
Mit mehr Autorität und Objektivität gegenüberstände,und daß insbesondere mehr noch als die
Ertheilung, die eventuelle Versagung des Fischscheins besser in den Händen des Landraths als der
Drtspolizeibehürdeläge.

Meine Herren, ich empfehleIhnen Namens der Commifsionden Autrag zur Annahme
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterGraf von Hoensbroechhat

das Wort.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren, ich

freue mich, daß der Gedanke, den ich bei der ersten Berathung dieses Gegenstandes ausgesprochen
habe, iu der Commissioneine so sympathische Aufnahme gefunden hat. Ich glaube auch, daß
°ie Fassung, wie sie aus der Commissionhervorgegangenist, eine derartige ist. die zu keine»

18
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Bedenkenmehr Veranlassung geben kann, indem diejenigen, die in der ersten Lesung hervorgehoben
wurden, speziell von dem Herrn AbgeordnetenBecker, voll und ganz berücksichtigt worden sind.

Ich stimme aber den« vollständig bei, was von Seiten des Herrn Referenten hervor¬
gehoben wurde und was in der Commissiongeltend gemacht ist, nämlich an Stelle der „Orts¬
polizeibehörde"dein „Landrath" die Befugniß der Erthcilung oder Versagung der Fischscheine zu
geben. Ich halte auch dafür, daß der Landrath die geeigneterePersönlichkeitist, um in unpar¬
teiischer und objektiver Weise die Verhältnisse des einzelnen Falles zu prüfen, als es unter
Umständen ein Ortsgemcindevorstehcrist. Der kann bei diesen Prüfungen persönlicherVerhält¬
nisse vielfach in eine schwierige Lage kommen, über die der Landrath erhaben ist. Deshalb
niöchte ich mir erlauben, noch zu dem Antrage der Commission einen Zusatzautrag beizufügen:
statt des Wortes „Ortspolizeibehörde" das Wort „Landrath" zu setzen und dementsprechend den
Antrag zu ändern. Er würde darnach heißen:

„Die nach §. 10 zur Ausübung der Fischerei Berechtigten und deren Gehülfen sind
bei Vermeidung der im §. 49 des Fischercigesetzes vom 30. Mai 1874 vorgesehenen
Strafen verpflichtet,bei Ausübung der Fischerei einen von dem Landrath unentgeltlich
auszustellendenFischschein bei sich zu führen".

Das Weitere in dem Antrage bleibt unverändert.
Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Wird das Wort weiter gewünscht?— Das

ist nicht der Fall. Ich schließedaher die Discussiou. — Wünscht der Herr Referent sich viel¬
leicht über den Antrag des Herrn Grafen Hocnöbroech zu äußern?

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Ich möchte nunmehr, in der
Voraussetzung, daß sich die Commissiondamit einverstanden erklärt, Namens derselbendie An¬
nahme des so modifizirtcnAntrages Hoensbroech empfehlen. Da ich ja weiß, wie die Commission
über die Sache denkt, so glaube ich mir diesen Eingriff gestatten zu dürfeu.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Darf ich Ihre Meinung, meine Herren, dahin
constatiren, daß Sie mit der von Herrn Grafen Hoensbroech beantragten Aenderung, wie sie
auch soeben von den: Herrn Referenten vertreten worden ist, einverstandensind? (Zustimmung.)
— Das ist der Fall.

Dann würde ich Ihnen vorschlagen,daß wir die Abstimmung in der Weise vereinfachen,
daß wir uns lediglich auf eine Abstimmungüber den §. 10a, wie er durch die Commissionuns
präsentirt worden ist, beschränken. Ich kann ja wohl annehmen, daß, da sich irgend welche
Aeußerungen nicht über andere Paragraphen verbreitet haben, Sie mit den übrigen Paragraphen
einverstandensind.

Ich bitte also diejenigen Herren, welche dem aus der Commission herausgekommencn
Antrag zu §. 10«, mit der vom Herrn Grafen Hoensbroech vorgeschlagenenModifikation, daß
an Stelle der „Ortspolizeibehörde"der „Landrath" gefetzt wird, ihre Zustimmung ertheilen wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.)— Das ist Einstimmigkeit,soweit ich sehe.

Ich will der Form halber hier noch constatiren, daß Sie durch dieses Votum sich auch
mit der Annahme des ganzen Gesetzes einverstandenerklärt haben. (Zustimmung!)

Nunmehr möchte ich Ihnen vorschlagen, meine Herren, daß wir die morgige Sitzung
auf 11 Uhr ansetzen und zu Gegenständender Tagesordnung nehmen:

1. Die Wahl von zwei Mitgliedern der Denkmalscommission.
2. Den Bericht des Provinzinlausschusses,betreffend Wahl von zwei Landesräthen.
3. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Erweiterung des Sitzungs'

saalcs im Ständehause.
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